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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
DNA Desoxyribonukleinsäure (engl.: deoxyribonucleic acid)
Fedpol Bundesamt für Polizei

DFJP Département fédéral de justice et police
DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
DFI Département fédéral de l'intérieur
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
ADN Acide désoxyribonucléique
Fedpol Office fédéral de la police
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Strafrahmen schlug der Bundesrat vor,
Inzest, d.h. den Beischlaf zwischen Blutsverwandten in gerader Linie, künftig für straflos
zu erklären. Damit vollzog die Exekutive eine Kehrtwende, da sie bisher einer Streichung
dieses Tatbestandes immer negativ gegenüber gestanden hatte. Sie argumentierte
vormals, dass ein Verbot zum Schutz der intakten Familie wie auch aus eugenischen
Gründen erforderlich sei. Die geplante Aufhebung der Strafnorm erhitzte die Gemüter.
Die Gegner der Aufhebung stützten das Inzest-Verbot weniger mit eugenischen als mit
ethisch-moralischen Argumenten. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.01.2011
NADJA ACKERMANN

Die Akte „Angolagate“ wird in der Schweiz definitiv geschlossen. Die
Bundesanwaltschaft hat entschieden, die im April 2013 von angolanischen
Staatsbürgern und der britischen NGO "Corruption Watch" eingereichte Strafanzeige
nicht weiterzuverfolgen und eine Nichtanhandnahmeverfügung zu erlassen. Der Fall
begann in den 90er Jahren, als zwischen Angola und Russland Verträge abgeschlossen
wurden, wonach der afrikanische Staat seine Schulden aus der Sowjetzeit durch
Erdölverkäufe abzuzahlen habe. In diesem Zusammenhang kam es zu Geldtransaktionen
über Schweizer Bankverbindungen. Die Schweiz hatte bereits 2004 und 2010 mit Angola
ein Abkommen betreffend der Rückführung von angolanischen Vermögenswerten im
Umfang von insgesamt 64 Mio. US-Dollar für humanitäre Projekte zugunsten der
angolanischen Bevölkerung unterzeichnet. Aufgrund neuer Erkenntnisse aus dem
Bericht „The Corrupt Angola-Russia Debt Deal“ verlangten die Anzeigeerstatter 2013 die
Wiederaufnahme des Verfahrens. Dies lehnte die Bundesanwaltschaft ab, da sie
einerseits das Vorliegen neuer Tatsachen verneinte und andererseits nicht davon
ausging, dass ein derart komplexer Sachverhalt noch vor Ablauf der absoluten
Verjährung 2015 aufgearbeitet werden könnte. Darüber hinaus sei die Bestechung
fremder Amtsträger in der Schweiz erst seit 2000 verfolgbar. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.02.2014
NADJA ACKERMANN

Ende Oktober 2019 nahm der Bundesrat die Empfehlungen der GPK-SR zu
administrativen Anpassungen bei der DNA-Analyse in Strafverfahren zur Kenntnis.
Anstrengungen zur Harmonisierung der kantonalen Praxis, so die erste der vier
Empfehlungen, erachtete der Bundesrat als nicht mehr notwendig, da mit der
Anpassung der Strafprozessordnung auch die Rahmenbedingungen für die Anwendung
von DNA-Analysen präzisiert würden. Die zweite Empfehlung, die periodische
Überprüfung und allfällige Neuausschreibung des Auftrags an die Koordinationsstelle,
die die DNA-Datenbank betreibt, wurde vom Bundesrat unterstützt. Er wollte die
Periodizität und die Beurteilungskriterien neu ausdrücklich regeln. Auch bezüglich der
dritten Empfehlung, der Sicherstellung der Unabhängigkeit der Koordinationsstelle
sowie der unabhängigen Interessenvertretung der DNA-Analyselabore gegenüber dem
Bund, erkannte die Regierung Handlungsbedarf. Schliesslich erklärte sich der Bundesrat
bereit, der vierten Empfehlung insofern nachzukommen, als er den Umfang der vom
Fedpol an die Schweizerische Akkreditierungsstelle (SAS) delegierten Aufsichtsaufgaben
überprüfen wolle. Er beauftragte das EJPD, bis Ende 2020 einen Entwurf für eine
Anpassung der DNA-Profil-Verordnung zur Umsetzung der Empfehlungen zwei bis vier
vorzulegen. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2019
KARIN FRICK
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Öffentliche Ordnung

Die Erfahrungen der Strafverfolgungsbehörden nach der Kundgebung „Tanz dich frei“
in Bern warf die Frage auf, ob es spezifische Vorschriften für die zivilrechtliche
Verantwortung von Social-Media-Plattformen braucht. Am 25. Mai kam es im Kontext
der illegalen Demonstration in Bern zu Ausschreitungen und zu beachtlichem
Sachschaden. Da die Kundgebung via Facebook organisiert worden war, war es der
Polizeibehörde nicht möglich, den gewaltbereiten Kern der 13'000 Teilnehmer zu
identifizieren. Eine Anfrage bei Facebook betreffend die Identität von Kontoinhabern
blieb unbeantwortet. Im Anschluss an die Kooperationsverweigerung der Social-Media-
Plattform beauftragte der Bundesrat das EJPD, die Notwendigkeit eingehender
Regelungen abzuklären. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.05.2013
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Die Doppelvakanz bei den Bundesratsersatzwahlen 2018 liess auch Spekulationen um
eine neue Verteilung der Departemente ins Kraut schiessen. «Bundesratskrimi, zweiter
Teil», wurden die Diskussionen um eine mögliche sogenannte grosse Rochade etwa in
der Aargauer Zeitung betitelt. «Der wirkliche Krimi folgt erst», stimmte auch die NZZ in
die Spektakularisierung der Departementsverteilung ein. Vor acht Jahren kam es
letztmals dazu, dass gleich vier Departemente nach einer Bundesratsersatzwahl die
Chefinnen und Chefs wechselten. Aufgrund der Rücktritte von Doris Leuthard und
Johann Schneider-Ammann wurden aktuell das UVEK und das WBF frei. Spekuliert
wurde, ob Alain Berset das EDI abgeben wolle. Es wurde ihm in den Medien nachgesagt,
dass er schon bei den Ersatzwahlen 2017 gerne ins EDA gewechselt wäre, ihm das
damals, kurz vor der Abstimmung über die Reform der Altersvorsorge 2020, aber als
Fahnenflucht ausgelegt worden wäre. Dieses Mal, und vor allem nach der Niederlage der
Reform an der Urne, würde ein Wechsel mehr Sinn machen – so die Medien. Allerdings
würde es dem amtierenden Aussenminister Ignazio Cassis, der als Bersets Nachfolger
beim EDI gehandelt wurde, wohl als Schwäche ausgelegt, wenn er das EDA bereits nach
einem Jahr und einem schwierigen Start vor allem im Europa-Dossier schon wieder
abgeben würde. Alain Berset wurden in den Medien deshalb auch Präferenzen für das
EFD nachgesagt. Dieses wurde allerdings seit den Gesamterneuerungswahlen 2015 von
Ueli Maurer geführt, der damals vom VBS als erster SVP-Magistrat ins EFD gewechselt
war und sich mit den Finanzen sehr wohl zu fühlen schien. Das EFD würde also wohl nur
frei, wenn Ueli Maurer zurücktreten würde, war man sich in der Presse einig. Die Frage
war, ob sich Alain Berset auch für das WBF oder das UVEK würde erwärmen können.
Letzteres schien Simonetta Sommaruga zu reizen. Sie war bei der erwähnten letzten
grossen Rochade und ihrer Wahl 2010 wohl eher gegen ihren Willen dem EJPD zugeteilt
worden. Als ehemalige Konsumentenschützerin würde sie aber eher ins WBF passen,
wobei die bürgerlichen Parteien aber wohl keine Genossin im Wirtschaftsdepartement
wollten – so die Medien damals und heute. Sie habe wohl eher ein Auge auf das UVEK
geworfen, was wohl auch ganz nach dem Geschmack der SP wäre, urteilte etwa die
Aargauer Zeitung. Nach zwei Legislaturen sei der Zeitpunkt für einen Wechsel ideal,
befand die Basler Zeitung. Ein offenes Geheimnis war, dass Guy Parmelin nach drei
Jahren das VBS abgeben wollte, in dem er einige Male «kläglich aufgelaufen» sei
(Aargauer Zeitung). Im WBF oder seinem erklärten Wunschdepartement, dem EDI,
würde er sich wohler fühlen, so die Medien, obwohl ihm das «Verlassen einer
Baustelle», wie sich Isidor Baumann (cvp, UR) zu Wort meldete, wohl übel genommen
würde. Er solle zuerst Nägel mit Köpfen machen, wurde auch im St. Galler Tagblatt
gefordert. Würde Parmelins Wechselgelüsten nachgegeben, würde dies wohl aber auch
bedeuten, dass zum ersten Mal eine Frau – die neu gewählten Karin Keller-Sutter oder
Viola Amherd – Chefin des VBS werden würde. Der «Blick» forderte, dass Karin Keller-
Sutter im VBS aufräumen solle. Da es der Wirtschaft gut gehe, spiele es keine Rolle, wer
gerade Wirtschaftsminister sei. Parmelin könne sich als Winzer im WBF mit den Bauern
herumschlagen. Die Ausgangslage berge auf jeden Fall Konfliktpotenzial, prognostizierte
die Aargauer Zeitung. 

In der Tat dauerte der «valse à plusieurs temps», wie der Quotidien Jurassien die
Verhandlungen um die Besetzung der Departemente nannte, ungewöhnlich lange. Die
Leitung der Diskussionen um die Departementsverteilung oblag dem amtierenden
Bundespräsidenten Alain Berset. Er sprach nach der ersten Bundesratssitzung, nach
der in der Regel die Verteilung bereits bekannt gegeben wird, von einer «ersten
Diskussion», die in der darauffolgenden Woche weitergeführt werde. Berset wolle wohl
den Fehler von 2010 nicht wiederholen, wo die Departementsverteilung zu einem

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.12.2018
MARC BÜHLMANN
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grossen Krach auch zwischen den Parteien geführt hatte. Zwar kann das
Bundesratskollegium per Mehrheitsentscheid beschliessen, wer welchem Departement
vorstehen soll, dies wollte Berset aber augenscheinlich vermeiden. Der Noch-
Nichtentscheid liess die Medien spekulieren, dass wohl mehrere Bundesratsmitglieder
auf das gleiche Departement (WBF) schielten und «niemand scharf auf das VBS» sei, so
die Aargauer Zeitung. Der Blick wusste von einem «überraschend heftigen Streit» in
dieser ersten Sitzung zu berichten, weil die beiden Neuen selbstbewusst ihre
Ansprüche angemeldet hätten. Übers Wochenende wurden die Spekulationen weiter
angeheizt: Die SVP liess laut Tages-Anzeiger verlauten, dass nach 23 Jahren, in der das
VBS ununterbrochen von der SVP geführt worden sei, eine andere Partei an der Reihe
sei. Die FDP argumentierte, dass sie schon das wenig einflussreiche EDA habe und nicht
auch noch das VBS haben wolle – so der Tages-Anzeiger weiter. Zudem prognostizierte
er, dass das «SVP-/FDP-Powerplay» dazu führen dürfte, dass Viola Amherd wohl ins
unbeliebte VBS versetzt würde. 

Am Montag gab der Bundesrat dann eine grosse Rochade bekannt. Simonetta
Sommaruga wechselte ins UVEK und Guy Parmelin ins WBF. Karin Keller-Sutter
übernahm das EJPD und Viola Amherd wurde «erste Frau an der VBS-Spitze» (NZZ).
Nach acht Jahren im EJPD sei der richtige Zeitpunkt gekommen, in einem anderen
Bereich noch einmal etwas zu bewegen, begründete Simonetta Sommaruga ihren
Wechsel. Das VBS gehöre nicht einer einzigen Partei, gab Guy Parmelin den Medien
bekannt, er sei zudem nicht der erste Bundesrat, der vor Vollendung des vierten
Amtsjahres sein Amt wechsle. Über die Verteilung des VBS und des EJPD wurde laut
Bundesratssprecher im Gremium abgestimmt, da beide Neo-Bundesrätinnen das
Justiz- und Polizeidepartement präferiert hätten. 

In den Medien wurde die Rochade als «misslungener Neustart» (NZZ) beurteilt und als
«schwarzer Tag für die Mitte». Die SP und die SVP verfügten nun über
Schlüsseldepartemente, während FDP und CVP mit dem VBS und dem EJPD Vorlieb
nehmen müssten – so etwa das St. Galler Tagblatt. Es sei ein «merkwürdiger Bundesrat»
(Aargauer Zeitung) und eine Rochade, die nicht überzeuge (Tages-Anzeiger), da zwar
Konkordanz gepredigt werde, aber schon beim ersten wichtigen Entscheid keine
konsensuale Lösung gefunden worden sei. Kritisiert wurde insbesondere Guy Parmelin,
der «einer der Hauptverursacher der Missstimmung» sei (Blick) und dem
«Fahnenflucht» (Tages-Anzeiger) vorgeworfen wurde. Dass ein SVP-Mann mit den
Gewerkschaften einen Kompromiss bei den flankierenden Massnahmen suche, werde
wohl schwierig – so die Aargauer Zeitung. Auch der Konflikt zwischen Agrar- und
Exportwirtschaft, zwischen Protektionismus und Freihandel, der das WBF präge, werde
wohl kaum von einem «ehemaligen Weinbauern» (NZZ) gelöst werden können. In der
FDP war der Unmut gross, dass man das wichtige Wirtschaftsdepartement an die SVP
abgeben musste. Allerdings wurde auch die erste Verteidigungsministerin gefeiert. Es
sei eine Chance dafür, dass das VBS nun im 21. Jahrhundert ankomme, gab etwa CVP-
Parteipräsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) den Medien zu Protokoll. Überdies werde die
Departementsverteilung wohl überschätzt: «Wer welches Departement führt,
interessiert nebst den Politikern nur die Journalisten». 5

1) NZZ, 4.1.11.
2) Medienmitteilung Bundesanwaltschaft vom 04.02.14.pdf
3) BBl, 2019, S. 7197 ff.; Medienmitteilung BR vom 25.10.19
4) NZZ, 27.5., 3.9. und 10.10.13; TA, 27.12.13.
5) AZ, 1.12.18; AZ, SGT, 4.12.18; BaZ, Blick, Lib, NZZ, QJ, TA, TG, 6.12.18; AZ, Blick, NZZ, SGT, TA, 8.12.18; So-Bli, 9.12.18; AZ, TA,
10.12.18; AZ, Blick, NZZ, SGT, TA, 11.12.18; NZZ, 12.12.18; AZ, WW, 13.12.18; AZ, SGT, TA, 15.12.18; So-Bli, SoZ, 16.12.18; NZZ,
19.12.18; SGT, 21.12.18; BaZ, NZZ, 3.1.19; WW, 11.1.19; TG, 16.1.19
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